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Der 50 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 130 April 1967 durch

Bundesrichter Dr° D a p p r i c h

— Vorsitzender — ?
Bundesrichter M e l l w i t z ‚
Bundesriöhter Dr° W i t t e ,
Bundessozialrichter S c h l e g e l und

Bundessozialrichter v a n B ü r c k

für Recht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Sozialgerichts Duisburg vom 700 April 1964 aufge—
haben() Die Klage wird abgewieseno

Die Beteiligten haben einander Kosten des Verfahrens

nicht zu erstatten°
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Streitig ist die Gewährung von Krankengeld für die Zeit

vom 40 bis 170 Februar i9650

Der Kläger erkrankte am 50 Februar 1963 während eines

Urlaubs in Stralsbach bei Bad Kissingen() Er suchte am
.

selben Tage den praktischen Arzt Dr„ S
„„

im Nachbarort

Burkardroth auf„ Dieser bescheinigte Arbei3sunfähigkeit„

bedingt durch grippalen Infektn Bronchitis und Pleuritis„

die voraussichtlich länger als eine Woche dauern werde;

der Kläger sei nicht gehfähig und bedürfe der Bettruheo

Die Arbeitsunfähigkcitsbescheinigung sandte der Kläger

sogleich an die Zeche Lohberg9 bei der er beschäftigt

war() Dort ging sie am 40 Februar 1965 eino Am.6„Februar

1963 wurde ihm von der Zeiche ein formularmäßigeéßchreiu

ben der Beklagten übersandt9 in dem es u3aoheißt; “Betro

Ihre Krankmeldung° Einen Behandlungsschein wo„owoyden
Sie Ihrem behandelnden Arzt aushändigen wollen„ fügen

wir bei° Falls Sie arbeitsunfähig sind9 muß der Ver»
trauensarzt Ihre Arbeitsunfähigkeit bestätigen° Wir

bitten Sie deshalbn sofort nach Erhalt dieser Zuschriftn

spätestens am nächsten Tagen persönlich bei der für Ihren

jetzigen Aufenthaltsort zuständigen Allgemeinen Orts«
krankenkasse oder„ wenn eine solche am Aufenthaltsort

nicht bestehtv bei der Landkrankenkasse vorstellig zu

werden und dort dieses Schreiben vorzulegeno Befindet

sich aber eine knappschaftliche Dienststelle in der

näheren Umgebung? dann ist in erster Linie diese in An—

spruch zu nehmeno" Eine Durchschrift dieses Schreibens

wurde der Zahlstelle Dinslaken der Beklagten übersandt

und ist dort a— 120 Februar 1963 mit der Arbeitsun —
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fähigkeitsbescheinigung von Dro S::I;teingegangeno

Am 18„ Februar 1963 kehrüader Kläger an seinen Wohnort

Dinslakenéßruckhausen zurück9 nachdem ihn Dros;iij

wieder reisefähig für die Zeit ab 150 Februar 1963 erklärt

hattea Der Kläger meldete sich sogleich in der Zahlstclle

der Beklagten in Dinslaken und bei seinem Bezirksarzt

Dro Sch.? ;1:in Bruckhauseno Am 190 Februar 1963 konnte

er eincr Vorladung zum Vertrauensarzt infolge Reiseun—

fähigkeit nicht nachhommen° Auf dem vorgelegten Kranken—

schein9 der von der Zeche Lohberg ausgegeben wurde und

auf dem als Ausgabetag der 60 20 1965 vermerkt ist9 heißt

es in dem vom Bezirksarzt auszufüllenden Raums "Arbeits—

unfähig seit dem 30 20 1965“° Der Kläger war noch bis

einschließlich 130 März 1963 arbeitsunfähig krank9 und

zwar ab 250 Februar 1963 überwiegend wegen einer Stirn—
höhleneiterungo Er erhielt seit dem 380 Februar 1963

von der Beklagten Krankengeldo

Mit Bescheid vom.3o April 1963 lehnte die Beklagte

die Zahlung des Krankengeldes vom 40 Februar 1965

bis 170 Februar 1963 abo Sie führte zur Begründung

aus? der Kläger habe die Arbeitsunfähigkeit nicht

ordnungsgemäß genieldeto Nach 5 5 der Krankenordnung

gelte als Meldestelle für außerhalb des ständigen

Wohnorts erkrankte Versicherte die für den vorüberm

gehenden Aufenthaltsort zuständige Allgemeine Orte“

krankenkasse oder Landkrankenkasseo Hierauf seien

die krankenversicherten Mitglieder durch den Inhalt

des Berechtigungenüsweises hingewiesen worden„ Außer—°

dem seien entsprechende Hinweise auf allen Zechen

sowie in den Zechenwohnheimen zum Aushang gebracht
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wordenc Der gegen diesen Bescheid erhobene Widerspruch

wurde von der Widerspruchsstelle der Beklagten zurückm

gewieseno

Gegen diese Bescheide richtet sich die Klage„

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte unter Aufhebung
ihres Bescheides vom 30 April 1963 in Gestalt des Wider»

spruchsbescheides vom 170 Juli 1963 durch Urteil vom

lo° April 1964 verurteilt„ dem Kläger Krankengeld für

die Zeit vom 40 Februar bis zum 170 Februar 1963 zu

zahlen und hat die Berufung zugelassen„

Das SG ist der Auffassung? daß der Kläger Anspruch auf

Zahlung des Krankengeldes auch für die streitige Zeit

habe? weil er nach Feststellung des praktischen Arztes

Dro S 111.seit dem 30 Februar 1963 arbeitsunfähig
krank gewesen sei und diese Feststellung später durch

den für den Wohnort des Klägers zuständigen Knappe

schaftsbezirksarzt Dro Sch nix;Tbestätigt worden seio

Die Arbeitsunfähigkeit sei der Beklagten rechtzeitig

gemeldet wcrden° Die Knappschaftszahlstelle Dinslaken

habe am 120 Februar 1963 tatsächlich Kenntnis von der

von Dro 82431 festgestellten Arbeitsunfähigkeit des
Klägers erhalteno Denn an diesem Tage sei bei ihr die

Durchschrift des Schreibens der Zeche Lohberg an den

Kläger vom 60 Februar 1963 und die Arbeitsunfähigkeit5e

bescheinigung des Dro S t:;'eihgegangen° Diese Art der

Kenntnisnahme genüge9 um den Auszahlungsanspruch zu
begründeno

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Sprungrevision eine

„ 5 i
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gelegt und die Erklärung des Klägers beigefügt; daß

er mit der Einlegung der Sprungrevision anstelle der

Berufung einverstanden isto Sie rügt die unrichtige
Anwendung des @ 216 Abso 3 der ReichsversicherungsM

ordnung (EVO) und des @5 Abso 1 Ziffo 1 b ihrer
Krankenordnungo Nach @ 5 Abso 1 Ziff„ 1 b ihrer Kranken«

ordnung? die auf 5 14 der Satzung der Reichsknappschaft

vom 20 Juli 1941 beruhei hätten Versicherte„ die in ab—

gegrenzten Knappschaftsarztbezirken wohnten9 aber äußere

nalb dieser Bezirke arbeitsunfähig erkrankten„ die Ar—
beitsunfähigkeit unter Vorlage des von der Beklagten an

jeden Versicherten herausgegebenen Berechtigungsaus—

weises unverzüglich der für den jeweiligen Aufenthalts—

ort zuständigen Allgemeinen Ortsm bzw° Landkrankenkasse

zu melden() Anstelle dieser Kassen solle die Verwaltungs=

stelle einer Knappschaft in Anspruch genommen werden?

falls die knappschaftliche Stelle ohne Schwierigkeiten

zu erreichen sei„ Der Kläger habe sich weder an die für

seinen damaligen Aufenthaltsort Stralsbach bei Bad

Kissingen zuständige Allgemeine Orts= oder Landkranken—

kasse noch an die nächste knappschaftliche Stelle ge'

wandt9 obwohl er auf die Beachtung der Meldevorschriften

sowie auf die nachteiligen Folgen für den Fall der Ver—

säumung (Verlust des Krankengeldanspruchs) in seinem

Berechtigungeausweis ausdrücklich hingewiesen werden sein

Der erkrankte Versicherte müsse seine Erkrankung außerdem

unverzüglich der Zechenverwaltung mitteilen und einen

Behandlungsschein anfordern (@ 14 der Kxankenordnung);

der von der Zeche nebst Regellohnberechnung an die
Knappschaftsm2ahlstelle weitergeleitet werde? damit

der aushelfenden Krankenkasse ein Leistungsauftrag arm
teilt werden könne° Der Kläger habe zwar der Zeche

seine Erkrankung am 40 Februar 1963 gemeldet„ Die

_ 6 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Meldung gelte in den Fällen dieser Art aber nicht als

Benachrichtigung der Beklagten über die eingetretene

Arbeitsunfähigkeito Wenn gleichzeitig die Durchschrift

des Schreibens der Zeche? mit dem der Versicherte noch»

mels an seine Meldepflicht erinnert werde„ bei der

Knappschafts—Zahlstelle eingehe‚ könne diese nur davon

ausvehen9 daß der Versicherte die ihm obliegenden

Meldepflichten bei der jeweiligen Allgemeinen Orts—

bzwc Lendkrankenkasse bzw() der Knappschaft erfüllt

habeo Der Tag des Eingangs der Durchschrift des

Schreibens der Zeche bei der KnappschaftSm2ahlstelle

könne nicht als Meldung der Arbeitsunfähigkeit bei

der Beklagten im Sinne des 5 216 Abso 5 EVO angesehen
werdeno

Sie beantragt?

das Urteil des Sozialgerichts Duisburg vom

100 April 1964 aufzuheben und die Klage abe

zuweiseno

Der Kläger beantragtq

die Revision zurückzuweiseno

Er ist der Auffassung? daß die Rügen der Beklagten nicht

durchgreifen und daß das angefochtene Urteil zutreffend

isto Der Gesetzgeber verpflichte die Versicherten„ dk

Arbeitsunfähigkeit innerhalb einer Woche zu melden„

Dieser Verpflichtung sei er am Tage des Eintritts

der Arbeitsunfähigkeit nachgekommeno Wenn die Beklagte

den Zechenverwaltungen schon Teile ihrer Aufgaben über—

trage? müsse sie auch Arbeitsunfähigkeitsmeldungen

bei den Zechen als bei sich erfolgt gelten lasseno Der
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Beklagten seien alle Möglichkeiten gegeben gewesen9 seine

Arbeitsunfähigkeit nachzuprüfen; der Zweck des 5 216 Abs°

EVO sei daher erfüllte

K
A

]

II

Die zulässige Sprungrevision der Beklagten ist begründet°

Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts steht dem Klä—

ger ein Anspruch auf Krankengeld für die streitige Zeit

vom 49 bis zum 17„ Februar 1963 nicht zu„ Denn dieser An—

spruch ruht nach 5 20 Reichsknappschaftsgesetz (EKG) ioV„mo
@ 216 Abs° 5 EVO und 5 5 Abso 1 Nr„ 1 Buchst° b und Absc 2

der Krankenordnung der Beklagten während dieser Zeit„ weil

der Kläger seine Arbeitsunfähigkeit nicht der für seinen

vorübergehenden Aufenthalt örtlich zuständigen Orts== oder

Landkrankenkasse bzwo einer in der Nähe seines vorübergehenden

Aufenthalts liegenden Verwaltungsstelle einer Knappschaft

binnen einer Woche nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit ge-

meldet hato Nach 5216 Abs° 3 BVD ist zwar die Arbeitsun—
fähigkeit “der Kasse" zu meldeno Wenn der Gesetzgeber auch

nicht von der Kasse? deren Mitglied der Versicherte ist7

spricht9 so ist doch anzunehmen? daß er natürlich vor

allem an diese Kasse gedacht hat? da sie die Leistungen

zu erbringen unddie Krankenüberwachung durchzuführen hat

und sie daher9 um diese Funktionen ausüben zu können?

auch Empfänger der Meldung der Arbeitsunfähigkeit sein

mußo In den Fällen der vorliegenden Art jedoch„ in

welchen die Leistungen nach £ 219 RVG in Verbindung mit
5 220 EVO nicht von dieser Kasse9 sondern von der für den

vorübergehenden Aufenthalt des Versicherten zuständigen

Ortes oder Landkrankenkasse zu erbringen sind und 5 348 EVO

für diese Fälle eine entSprechende Regelung der Krankenw

überwachung zuläßt„ muß angenommen werden9 daß in der
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Krankenordnung verlangt werden kann? daß die Meldung

der Arbeitsunfähigkeit dementsprechend zu erfolgen hat„

dgho gegenüber der für den vorübergehenden Aufenthalt

zuständige Orts@ oder Landkrankenkasseo Leistungsw

pflichty Krankenüberwachung und Meldung der Arbeitednw

fähigkeit gehören dem System der gesetzlichen Krankene
versicherung nach zusammen° Die Krankenkasse? welche

die Leistung zu erbringen und die Krankenüberwachung

durchzuführen hat9 muß auch Adressat der Arbeitsunw

fähigkeitsmeldung sein@ Der mit 5 216 Abs() 3 RVO

verfolgte Zweck? eine unverzügliche und wirksame Ubere

wachung sicherzustellen9 kann in diesen Fällen„ in

welchen sich der Versicherte außerhalb des Bereiches

seiner Krankenkasse aufhält„ nur erreicht werden„ wenn

die Meldung der für den vorläufigen Aufenthaltsort

des Versicherten zuständigen Allgemeinen Ortsm oder

Landkrankenkasse oder der in der Nähe des vorläufigen

Aufenthaltsortes befindlichen Verwaltungsstelle einer

Knappsohaft gegenüber vorgenommen wird„ Würde in diesen

Fällen die Meldung bei der Kasse erfolgen„ deren Mit»
glied der Versicherte ist‚ so müßte diese erst die für

den vorläufigen Aufenthaltsort des Versicherten zu—
ständige Orts— oder Landkrenkenkesee oder die in der

Nähe dieses Aufenthaltsortes befindliche Verwaltungs«

stelle einer Knappschaft benachrichtigen9 damit diese

die Überwachung der Arbeitsunfähigkeit des Versicherten

durchführto Dieses Verfahren hätte aber einen Zeitverw

lust zur Folge9 durch den die unverzügliche Ühcrwaehung

der Arbeitsunfähigkeit vereitelt würden Es ist daher

bedenkenfreip,wenn in der Krankenordnung der Beklagten

bestimmt ist9 daß der Versicherte9 der zwar innerhalb

des Bezirks der Beklagten seinen Wohnsitz hat„ sich aber

bei Eintritt der Arbeitsumfähéékeit außerhalb dieses
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Bezirks aufhält9 der für seinen Aufenthaltsort zuständigen

Allgemeinen Orte—oder Landkrankenkasse bzw0 der in der

Nähe befindliehen Verwaltungsstelle einer Knappschaft

die Arbeitsunfähigkeit zu melden hato Ob dies auch für

die Fälle anzuerkennen ist9 in denen der Versicherte

zwar noch innerhalb des Bezirks der Beklagten? aber

außerhalb eines geschlossenen Kassenarztbezirkes arm
beitsunfähig wird? bedarf hier keiner Untersuchung0

Der Kläger hat entgegen dieser Regelung seine Arbeiten

unfähigkeit nicht bei der für seinen vorübergehenden

Aufenthaltsort zuständigen Orten oder Landkrankenkasse

bzw„ der in der Nähe dieses Ortes liegenden Verwaltungs—

stelle einer Knappschaft gemeldet„ so daß nach 5 246

Abs° 3 Satz 1 BVG ioVoms @ 5 Abs° 1 Nr„ 1 Buchst° b

und Abso 2 der Krankenordnung der Beklagten eine wirk—

same Meldung der Arbeitsunfähigkeit nicht erfolgt isto

Somit ruht nach 5 216 Abs° 3 EVO der AnSpruch auf Kranken—

geld für die streitige Zeit0 doho das Krankengeld ist für
die Zeit nicht zu gewähreno

@b der Kläger seine Arbeitsunfähigkeit der Beklagten selbst

unmittelbar oder mittelbar über die Zechenverwaltung ge«
meldet hat& ist hier unerheblich und bedarf keiner Unter—

suchungo Denn selbst wenn eine solche Meldung erfolgt

wäre9 würde sie insoweit ohne Bedeutung sein? weil sie

nicht gegenüber der nach diesen Vorschriften allein zu—

ständigen Stelle erfolgt ist()

Der Kläger kann auch nicht einwendenn daß sich die Beklagte

in seinem Fall mit der an sie unmittelbar oder mittelbar

über die Zeche erfolgten Meldung einverstanden erklärt habeo

„'! OM
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Es kann dahinstehenÜ ob sich die Beklagte überhaupt im
Einzelfall wirksam damit einverstanden erklären kann9

daß die Meldung der Arbeitsunfähigkeit abweichend von
@ 5 Abso 1 Nr„ 1 Buchst° b und Absc 2 ihrer Krankenord=

nung erfolgte Denn selbst wenn dies der Fall wäre? liegt
doch im vorliegenden*Fall eine solche Einverständniserm

klärung nicht voro Der Kläger ist nämlich in dem ihm

von der Zeche zugesandten Schreiben der Beklagten vom
20 Februar 1965 ausdrücklich darauf hingewiesen werden?

daß er die Meldung seiner Arbeitsunfähigkeit bei der

zuständigen Orten oder Landkrankenkasse vorzunehmen

habeo

Angesichts dieses eindeutigen HinweiSes kann der Kläger

sich auch nicht darauf berufen? er habe das Verhalten

der Beklagten in dem Sinne auffassen können? daß die
Meldung der Arbeitsunfähigkeit ihr gegenüber erfolgen

dürfeo Denn er konnte dieses Schreiben nicht anders verw
stehen9 als daß die Meldung seiner Arbeitsunfähigkeit

an die örtliche Orts« oder Landkrankenkasse zu erfolgen

habe° Es ist zwar richtig„ daß in diesem Schreibengesagt

ist„ der Kläger müsse sich "persönlich“ meldenc Diese
Regelung entspricht zwar nicht der Rechtslage; denn

weder @ 216 Abso 5 RVG noch die Krankenordnung der Eee

klagten sehen vor? daß der Versicherte sich in diesen

Fällen “persönlich" melden muß° Dennoch kann der Kläger

sich nicht auf diesen formellen Fehler der Beklagten

berufeno Es mußte ihm klar sein? daß diese Meldung‚
falls er wegen seiner Krankheit nicht persönlich bei

der zuständigen Ortse oder Landkrenkenkasee erscheinen

konnte? telefonisch9 schriftlich oder mündlich durch

einen Vertreter erfolgen mußten
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_ 11 -

Da dem Kläger somit nach 5 216 Abs„ 3 EVO ioV„mo @ 5 Abso

Nro ? Buchst° b und Abs° 2 der Krankenordnung der Beklagten

Krankengeld für die streitige Zeit nicht zustehtp ist die

Revision der Beklagten begründet0 Das angefochtene Urteil

muß daher aufgehoben und die Klage abgewiesen werdena

Die Kostenentseheidung beruht auf 5 195 SGG°
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(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS
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